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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Kollektive Arbeitsbeziehungen

Die Begleitmassnahmen zum bilateralen Abkommen mit der EU über den freien
Personenverkehr sehen im Fall von missbräuchlicher Unterschreitung der ortsüblichen
Lohn- und Arbeitsbedingungen dreigliedrige Kommissionen (Sozialpartner plus
Behörden) zu deren Feststellung vor. Da damit eine gesetzliche Grundlage für derartige
Gespräche geschaffen wurde, stimmte auch der Nationalrat der Ratifizierung des
Abkommens Nr. 144 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) zu, welches tripartite
Beratungen zur Förderung der Durchführung internationaler Arbeitsnormen
festschreibt. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2000
MARIANNE BENTELI

Arbeitnehmerschutz

Wie der Ständerat im Vorjahr, verweigerte auch der Nationalrat der Ratifizierung des
Übereinkommens Nr. 181 der Internationalen Arbeitsorganisation (ILO) über private
Arbeitsvermittler seine Zustimmung, weil das geltende Recht im Bereich des
Mutterschaftsurlaubs und des Mindestlohns den Forderungen des Abkommens nicht
entspricht. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.03.2000
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Migrationspolitik

Wie der Nationalrat lehnte auch der Ständerat die Volksinitiative „für eine Regelung
der Zuwanderung“ einstimmig ab. Die Initiative wurde generell als impraktikabel
bezeichnet. Die kleine Kammer war der Ansicht, die verlangte Begrenzung des
Ausländeranteils (inklusive Asylbewerber, die seit mehr als einem Jahr in der Schweiz
leben) auf 18% der Wohnbevölkerung löse die Probleme in der Flüchtlings- und
Ausländerpolitik nicht. Die Asylgesuche und der Familiennachzug liessen sich nur
beschränkt beeinflussen. Eine unvorhersehbare Zunahme in diesen Kategorien würde
zu einschneidenden Massnahmen im steuerbaren Bereich des Arbeitsmarktes zwingen;
dies würde aber den Interessen des Wirtschaftsstandortes Schweiz widersprechen.
Zudem sei der Ausländeranteil allein nicht aussagekräftig; auch der Integrationsgrad der
ausländischen Bevölkerung müsse berücksichtigt werden. Eine Annahme der Initiative
würde im weiteren das Abkommen mit der EU über den freien Personenverkehr in
Frage stellen. 3

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 16.03.1999
MARIANNE BENTELI

1) AB NR, 2000, S. 136 und 462; AB SR, 2000, S. 228. 
2) AB NR, 2000, S. 136 und 462; AB SR, 2000, S. 228. 
3) Amtl. Bull. StR, 1999, S. 188 ff. Siehe SPJ 1998, S. 279.10
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